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Prämienaufkommens auf 280 Mrd. 

Yuan, einer jährlichen Wachstumsrate 

von rd. 20%. Der Anteil am BIP wür­

de dann auf 2,3% zunehmen und das 

Pro-Kopf-Prämieneinkommen auf 230 

Yuan steigen. (CEN, 12.3.01) -schü-

25 Welche Handelsstatistik 

lügt?

Die offizielle russische Statistik über 

den bilateralen Handel mit China 

weist für das zurückliegende Jahr 2000 

ein Volumen von 8 Mrd. US$ aus. 

Der Wahrheitsgehalt dieser Zahl wird 

nun allerdings in Russland selbst an­

gezweifelt. Das Russian-Chinese Cen­

ter on Trade and Economic Coopera­

tion kam in einer Untersuchung jüngst 

zu dem Ergebnis, dass im vergangenen 

Jahr Güter im Wert von insgesamt ca. 

20 Mrd. US$ die Landesgrenzen zwi­

schen Russland und China in beiden 

Richtungen passiert hätten.

Der Analyse des Zentrums gemäß wä­

ren demnach 12 Mrd. US$ allein auf 

dem Wege des informellen Handels 

durch Touristen umgesetzt worden. 

Große Zahlen chinesischer Touristen 

überquerten täglich die Grenze nach 

Russland, um kleinere Mengen mitge­

führter Konsumgüter in eigener Re­

gie und ohne Verzollung oder Ver­

steuerung auf russischen Märkten ab­

zusetzen. Nach russischen Erkenntnis­

sen würde der Großteil der so erwirt­

schafteten Handelseinkünfte in US- 

Dollars umgetauscht, nach China aus­

geführt oder anderweitig zum Ankauf 

von Holz, Metallen oder chemischen 

Düngern verwendet, die dann nach 

China ausgeführt würden.

Eine andere Qualität weisen die Dis­

krepanzen in der Statistik des bilate­

ralen Handels zwischen China und Ja­

pan auf. Während die japanische Sta­

tistik hier für das Jahr 2000 den Im­

port von insgesamt 37.000 t Lauch 

aus chinesischem Anbau dokumentiert 

und die japanische Agrarlobby daraus 

die Forderung nach Einfuhrbeschrän­

kungen gegen China ableitet, weist 

die chinesische Exportstatistik ledig­

lich Lauchexporte nach Japan im Um­

fang von 4.400 t aus. Nun ist kaum 

davon auszugehen, dass chinesische 

Japantouristen ihren Aufenthalt zum 

Verkauf von Lauch nutzen. Dennoch 

werden diese möglicherweise auf bei­

den Seiten politischen Zahlen Grund­

lage von Gesprächen zwischen Japan 

und China sein, von denen auf chinesi­

scher Seite Selbstbeschränkungen hin­

sichtlich der Agrarexporte nach Japan 

erwartet werden, um japanischen Im­

portsanktionen zu entgehen (vgl. C.a., 

2001/1, Ü 27). China lehnte allerdings 

Ende März ein derartiges Entgegen­

kommen in Form von selbst auferleg­

ten Exportbeschränkungen mit Hin­

weis auf eine dadurch gegebene Ver­

letzung von WTO-Regeln ab. Nach 

Auskunft des japanischen Agrarminis­

ters Yoshio Yatsu bereite man sich 

daher auf die Umsetzung temporärer 

Importbeschränkungen für eine Rei­

he landwirtschaftlicher Produkte aus 

China im Rahmen der WTO-Bestim- 

mungen vor.

Exporte von chinesischen Agrarpro­

dukten nach Japan wuchsen zwar im 

vergangenen Jahr erheblich an, mach­

ten 2000 jedoch insgesamt nur 2,3% 

des chinesischen Handelsüberschusses 

mit Japan aus. (Rossiyskay Gaze­

ta, 3.3.01, nach FBIS, 3.3.01; Kyodo 

News Service, 29.3.01, nach BBC PF, 

29.3.01; Kyodo News Service, 30.3.01, 

nach BBC PF, 30.3.01) -kg-
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26 „Ohne aktive Fiskalpolitik 

wäre Wirtschaftswachstum 

um 1,7% niedriger ausgefal­

len“: Bericht des Finanzmi­

nisters zum Staatshaushalt 

2000

Während der Tagung des NVK 

im März d.J. stellte Finanzminister 

Xiang Huaicheng den Bericht zur Im­

plementation des Haushalts 2000 vor. 

Xiang wies darauf hin, dass die ur­

sprüngliche Haushaltsplanung im Ver­

lauf des letzten Jahres verändert wur­

de, um die wirtschaftliche Erholung 

zu stärken. Hierfür wurden zusätzliche 

Mittel in Höhe von 50 Mrd. Yuan für 

Bauprojekte zur Verfügung gestellt, 

die das Defizit im Haushalt der Zen­

tralregierung erhöhten. Von den Mi­

nisterien wurden in Zusammenarbeit 

mit dem Staatsrat Projekte ausge­

wählt, die mit Hilfe der Emission von 

Staatsanleihen finanziert wurden. Oh­

ne die aktive Fiskalpolitik, so der Fi­

nanzminister, wäre das Wirtschafts­

wachstum im letzten Jahr um 1,7 Pro­

zentpunkte niedriger ausgefallen. Im 

Jahr hatte das defict spending sogar zu 

einer Erhöhung des Wirtschaftswachs­

tums um 2% beigetragen.

Die in den Haushalt der Zentralregie­

rung und in lokale Haushalte unterteil­

ten Staatsfinanzen entwickelten sich 

wie folgt:

• Die gesamten Einnahmen im 

zentralen Haushalt beliefen sich 

auf 758,433 Mrd. Yuan. Davon 

entfielen 698,514 Mrd. Yuan auf 

Einnahmen, die die Zentralre­

gierung erhoben hat, sowie Ein­

nahmen in Höhe 58,819 Mrd. 

Yuan, die von den Lokalregie­

rungen bereitgestellt wurden.

• Die gesamten Ausgaben im 

zentralen Haushalt betrugen 

1.018,254 Mrd. Yuan. Davon 

waren 551,434 Mrd. Yuan Aus­

gaben der Zentralregierung und 

466,82 Mrd. Yuan Ausgaben in 

Form von Subventionen an die 

Lokalregierungen.

• Das Defizit im zentralen Haus­

halt lag bei 259,821 Mrd. Yuan.

• Die Verschuldung im zentra­

len Haushalt beläuft sich auf 

418,01 Mrd. Yuan, ein Anteil 

von 157,358 Mrd. Yuan entfällt 

auf die Bedienung der in- und 

ausländischen Schulden, weite­

re 259,821 Mrd. Yuan wurden 

zur Deckung des Defizits für das 

Jahr 2000 bereitgestellt.

Die lokalen Haushalte wiesen folgende 

Entwicklung auf:

• Die gesamten Einnahmen in 

den lokalen Haushalten betru­

gen 1.106,217 Mrd. Yuan, davon 

entfällt ein Anteil von 639,397 

Mrd. Yuan auf Einnahmen, die 

von den Lokalregierungen er­

hoben wurden und von 466,82 

Mrd. Yuan Subventionen von 

der Zentralregierung.

• Die gesamten Ausgaben in den 

lokalen Haushalten machten 

1.096,329 Mrd. Yuan aus. Die 

lokalen Haushalte waren hieran 

mit 1.036,51 Mrd. Yuan betei­

ligt und mussten weitere 59,819
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Mrd. Yuan an die Zentralregie­

rung abführen.

• Der Überschuss in den loka­

len Haushalten belief sich auf 

9,888 Mrd. Yuan. Aufgrund der 

ungleichen wirtschaftlichen Ent­

wicklung wiesen einige Regio­

nen eine besonders schwierige 

Finanzsituation auf.

Bei der Zusammenführung der lokalen 

Haushalte und des Haushalts der Zen­

tralregierung beliefen sich die gesam­

ten Staatseinnahmen auf 1.338,011 

Mrd. Yuan und die Ausgaben auf 

1.587,944 Mrd. Yuan. Daraus folgt 

ein Defizit in Höhe von 249,933 Mrd. 

Yuan.

Die Gesamteinnahmen konnten im 

letzten Jahr um 16,9% erhöht wer­

den. Der Anstieg lag deutlich über der 

Wachstumsrate im gesamten 9. Fünf­

jahresplan (1996-2000). Als Grün­

de für diese Entwicklung gelten 1. 

die Zunahme der Steuereinnahmen 

als Folge des höheren Wirtschafts­

wachstums und aufgrund des Auslau­

fens bestimmter Steuervorteile. Vor al­

lem konnten die Einnahmen aus der 

MWST erhöht werden. 2. Aufgrund 

des hohen Importwachstums stiegen 

auch die Importzölle, und zwar auf 

insgesamt 66,418 Mrd. Yuan. 3. Mit 

der Verbesserung der Performance der 

Staatsunternehmen stiegen auch de­

ren Ablieferungen an die Haushalte. 

4. Aufgrund der Erhöhung des Ge­

schäftsvolumens bei den Banken, Ver­

sicherungen, im Immobilien- und Bau­

sektor, im Tourismus, Restaurantge­

werbe und anderen Dienstleistungsbe­

reichen stiegen die „business tax“-Ein- 

nahmen, und zwar um 19,945 Mrd. 

Yuan mehr als im Vorjahr. 5. Da sich 

der Wertpapiermarkt dynamisch ent­

wickelte, nahmen die Stempelsteuern 

ebenfalls zu, und zwar um 23,293 Mrd. 

Yuan mehr als im Vorjahr.

Die Gesamtausgaben erhöhten sich im 

Jahre 2000 um 20,4%, wobei die Aus­

gabensteigerung im zentralen Haus­

halt mit 32,8% noch höher ausfiel. Zu 

den wichtigsten Ausgabenarten zäh­

len:

• Kultur, Bildung, Wissenschaft 

und Technologie sowie Gesund­

heit mit insgesamt 36,19 Mrd. 

Yuan (+16,2% im Vergleich zum 

Vorjahr);

• soziale Sicherung mit 87,627 

Mrd. Yuan (+34,2%);

• Ausgaben für die Landwirt­

schaft mit 21,705 Mrd. Yuan 

(+50,9%);

• Ausgaben für Organe der öffent­

lichen Sicherheit, für Anwalts- 

und Gerichtsorgane 6,655 Mrd. 

Yuan (+10,9%);

• Pensionsleistungen für Pensio­

näre von Regierungsabteilungen 

und Verwaltungen in Höhe von 

4,327 Mrd. Yuan (+28%) und

• Investbauinvestitionen von

140,67 Mrd. Yuan (keine Verän­

derung gegenüber dem Vorjahr).

Finanzminister Xiang wies in seinem 

Bericht darauf hin, dass Innovationen 

im Management der Haushalte mit 

dem Ziel begonnen wurden, das Aus­

gabenmanagement zu standardisieren 

und eine bessere Nutzung der Ausga­

ben sicherzustellen. Alle Ministerien 

der Zentralregierung hätten auf einer 

Versuchsbasis im letzten Jahr eige­

ne Haushalte aufgestellt. Die Haushal­

te der Ministerien für Bildung, Land­

wirtschaft, Wissenschaft und Techno­

logie sowie für Arbeit und soziale Si­

cherheit wurden dem NVK zur Über­

prüfung und Genehmigung vorgelegt.

Als Probleme bei der Implementati­

on des Haushalts 2000 nannte Xiang 

wie nahezu in jedem Jahr auf der Ein­

nahmeseite Steuerhinterziehung und 

Steuerbetrug, Fälschung von Buch­

führungsunterlagen und Konten. Wei­

terhin hätten eine Reihe von Kreisen 

und Gemeinderegierungen mit großen 

Finanzproblemen zu kämpfen gehabt, 

sodass sie nicht in der Lage waren, 

die Gehälter ihrer Angestellten fristge­

recht zu zahlen. Zwar wäre mit der Re­

form des Ausgabenmanagementsys­

tems begonnen worden, einschließlich 

der Aufstellung von Haushalten für 

die Ministerien, doch müssten hier 

noch große Fortschritte gemacht wer­

den, um bessere Ergebnisse zu errei­

chen. (XNA, 19.3.01) -schü-

27 ,^Aktive Fiskalpolitik wird

fortgesetzt“: Haushaltsent­

wurf 2001

Für das Jahr 2001 sieht die Haushalts­

planung folgende Entwicklung des

Haushalts der Zentralregierung und 

der lokalen Haushalte vor:

• Die gesamten Einnahmen 

im zentralen Haushalt sollen 

842,291 Mrd. Yuan betragen, 

ein Anstieg um 11,1% bzw. 

83,858 Mrd. Yuan gegenüber 

dem Vorjahr. Davon sollen 783 

Mrd. Yuan von der Zentralre­

gierung eingenommen werden, 

eine Zunahme um 12,1% bzw. 

um 84,386 Mrd. Yuan gegen­

über 2000. Die Lokalregierun­

gen sollen Einnahmen in Höhe 

von 59,291 Mrd. Yuan erheben 

und an die Zentralregierung ab­

führen. Gegenüber dem Vorjahr 

ist hierbei demnach kaum eine 

Veränderung vorgesehen.

• Die gesamten Ausgaben im 

zentralen Haushalt sind auf 

1.102,101 Mrd. Yuan veran­

schlagt, eine Zunahme um 8,2% 

bzw. um 83,847 Mrd. Yuan ge­

genüber dem Vorjahr. Davon 

entfallen 584,517 Mrd. Yuan 

als Ausgaben auf die Zentral­

regierung (+6% bzw. +33,083 

Mrd. Yuan) und 517,584 Mrd. 

Yuan (+10,9% bzw. 50,764 Mrd. 

Yuan) als Ausgaben in Form von 

Subventionen an die Lokalregie­

rungen.

• Das Defizit im zentralen Haus­

halt soll bei 259,81 Mrd. Yuan 

liegen und demnach so hoch wie 

im Jahre 2000 sein.

Für das Jahr 2001 ist eine Emission 

von Staatsanleihen mit einem Volu­

men von 500,405 Mrd. Yuan vorge­

sehen. Von dem Betrag sind 200,595 

Mrd. Yuan für die Tilgung in- und 

ausländischer Schulden, 259,81 Mrd. 

Yuan für die Deckung des Defizits im 

Haushalt 2001 und weitere 40 Mrd. 

Yuan als Anleihen bestimmt, die die 

Zentralregierung für die Lokalregie­

rungen emittiert. Von der Zentralre­

gierung werden insgesamt Staatsanlei­

hen zu einem Wert von 460,405 Mrd. 

Yuan begeben.

Für die lokalen Haushalte besteht fol­

gender Haushaltsentwurf:

• Die gesamten Einnahmen in den 

lokalen Haushalten sollen sich
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auf 1.210,604 Mrd. Yuan be­

laufen, ein Anstieg um 9,4%. 

Die von den Lokalregierungen 

geplanten Einnahmen sind mit 

693,02 Mrd. Yuan veranschlagt, 

eine Zunahme um 8,4% bzw. 

um 53,623 Mrd. Yuan. Subven­

tionen von der Zentralregierung 

an die Lokalregierungen sind mit 

517,584 Mrd. Yuan eingeplant, 

eine Erhöhung um 10,9% bzw. 

50,764 Mrd. Yuan

• Die gesamten Ausgaben in den 

lokalen Haushalten sind mit 

1.210,604 Mrd. Yuan angesetzt, 

dies sind 10,4% bzw. 114,275 

Mrd. Yuan mehr als im Jahr 

2000. Von diesen Ausgaben ent­

fallen 1.151,313 Mrd. Yuan auf 

die lokalen Haushalte (+11,1% 

bzw. 114,803 Mrd. Yuan); wei­

tere 59,291 Mrd. Yuan müssen 

von den Lokalregierungen an die 

Zentralregierung abgeführt wer­

den.

• Im Haushalt der lokalen Regie­

rungen gleichen sich Einnahmen 

und Ausgaben aus.

Bei der Zusammenführung der loka­

len Haushalte mit dem Haushalt der 

Zentralregierung sieht die Planung für 

2001 insgesamt Staatseinnahmen von 

1.476,02 Mrd. Yuan (+10,3% bzw. 

138,009 Mrd. Yuan) und Ausgaben 

von 1.735,83 Mrd. Yuan (+9,3% bzw. 

147,886 Mrd. Yuan) vor. Daraus folgt 

ein Defizit in Höhe von 259,81 Mrd. 

Yuan.

Hinsichtlich der Einnahmesituation 

erwartet Finanzminister Xiang fol­

gende Entwicklungen: Der Anstieg 

der Einnahmen im zentralen Haushalt 

werde größer als die BIP-Wachstums­

rate sein, die jedoch auf verbesser­

ter Effizienz basieren wird. Hierdurch 

werde eine gute Basis für die Erhö­

hung der Einnahmen gelegt. Mit Hil­

fe strengerer Steuermaßnahmen könn­

ten die Schlupflöcher besser geschlos­

sen werden. Allerdings bestehen ge­

wisse Unsicherheiten hinsichtlich der 

Einnahmeentwicklung. Hierzu zählt 1. 

die Instabilität im weltwirtschaftli­

chen Wachstum, die Chinas Export­

entwicklung beeinträchtigen könnte; 

2. wird nicht mehr mit vergleichbar 

hohen Importzolleinnahmen gerechnet 

werden können. Die starke Zunahme 

der Importzolleinnahmen sei in den 

letzten zwei Jahren vor allem das 

Ergebnis der erfolgreichen Bekämp­

fung des Schmuggels und einer unge­

wöhnlich hohen Importsteigerung ge­

wesen, die sich nicht in demselben Ma­

ße wiederholen werde. Da außerdem 

die Zölle im Jahre 2001 reduziert wür­

den, müsste auch deswegen mit ei­

nem geringeren Importzollanstieg ge­

rechnet werden; 3. der hohe Beitrag 

der Staatsunternehmen zum Haushalt 

sei in erster Linie auf die Verbesserung 

ihrer Performance zurückzuführen; 4. 

die Entwicklung des Wertpapiermark­

tes sei kaum vorhersehbar.

Xiang weist in seinem Bericht zum 

Haushaltsentwurf auch auf die Emissi­

on von Staatsanleihen für den Ausbau 

der Infrastruktur und zur Förderung 

der Westchina-Entwicklungsstrategie 

hin. Insgesamt sollen rd. 100 Mrd. 

Yuan für den Bau von Infrastruktur­

projekten an Staatsanleihen begeben 

werden, davon 60 Mrd. Yuan durch die 

Zentralregierung und 40 Mrd. Yuan 

im Namen der Lokalregierungen. Au­

ßerdem sollen 50 Mrd. Yuan als spe­

zielle Regierungsanleihen zur Unter­

stützung von Projekten in Westchi­

na emittiert werden, die auch im Zen­

tralhaushalt aufgelistet sind. Zu den 

Projekten zählt die Transmission von 

Erdgas und Elektrizität von West- 

nach Ostchina, das Projekt zur Um­

leitung von Wasser vom Süden nach 

Norden, der Bau der Eisenbahnstrecke 

Qinghai-Tibet und Projekte zur Ver­

besserung der Umweltbedingungen.

Zu den besonderen Ausgaben im 

Haushalt wird die Bereitstellung von 

10,8 Mrd. Yuan gehören, die für die 

Erhöhung von Gehältern der Beschäf­

tigten in den Regierungsstellen und 

Verwaltungen bestimmt ist. Weiterhin 

wird mit einem Anstieg der Ausga­

ben für die soziale Sicherung gerech­

net. Um die Reform der sozialen Si­

cherung zu fördern und sicherzustel­

len, dass ausreichende Mittel für die 

Zahlung von Mindesteinkommen für 

entlassene Arbeiter und für Rentner 

von Staatsbetrieben vorhanden sind, 

wurden die Mittel dafür im zentralen 

Haushalt erhöht.

Weiterhin ist für dieses Jahr die wei­

tere Umsetzung der Reform von Steu­

ern und Gebühren in den ländlichen 

Gebieten vorgesehen. Ziel dabei ist 

es, die finanzielle Belastung der Bau­

ern zu reduzieren. Um die Funktions­

fähigkeit der politischen Organisatio­

nen auf lokaler Ebene, die Fortset­

zung des Bildungsangebots und ande­

re öffentliche Aufgaben aufrechtzuer­

halten, wird die Zentralregierung 20 

Mrd. Yuan an Subventionen als Kom­

pensation für Einnahmeausfälle zur 

Verfügung stellen.

Für das Jahr 2001 sind folgernde Aus­

gabensteigerungen vorgesehen:

• für Bildung 21,963 Mrd. Yuan 

(27,9%),

• für Wissenschaft und Technolo­

gie 34,919 Mrd. Yuan (+14,5%),

• für Landwirtschaft 26,355 Mrd. 

Yuan (+21,4%),

• Ausgaben für die nationale Ver­

teidigung 141,004 Mrd. Yuan 

(+17,7%).

Weiterhin wurden die Transferzahlun­

gen aus dem zentralen Haushalt an die 

lokalen Haushalte erhöht. Steuerrück­

erstattungen, feste Subventionen so­

wie die Transferzahlungen werden im 

Jahre 2001 ein Volumen von 511,584 

Mrd. Yuan haben, ein Anstieg um 

10,9% bzw. 50,764 Mrd. Yuan. Trans­

ferzahlungen an Lokalregierungen, die 

unzureichende Finanzeinkommen be­

sitzen oder die von ethnischen Minder­

heiten bewohnt sind, belaufen sich auf

16,1 Mrd. Yuan.

Finanzminister Xiang wies in sei­

nem Bericht außerdem darauf hin, 

dass mit Blick auf den anstehenden 

Beitritt zur WTO das bestehende 

Steuersystem mit seinen Ausnahmere­

geln und Steuervergünstigungen inter­

nationalen Anforderungen angepasst 

wird. (XNA, 19.3.01) -schü-

28 Neuer Gouverneur Liao- 

nings weist auf Chancen und 

Herausforderungen des wirt­

schaftlichen Wandels für die 

Provinz hin

In einem Interview mit in- und auslän­

dischen Journalisten Mitte März d.J. 

wies der neue Gouverneur der Pro­

vinz Liaoning, Bo Xilai, auf die Not­

wendigkeit einer innovativen, produk­

tiven und korruptionsfreien Regierung 

hin, die solide Leistungen vorweisen 
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und die Provinz wirtschaftlich bele­

ben kann. Die Fragen der Journalis­

ten an den neuen Gouverneur kon­

zentrierten sich vor allem auf die Be­

reiche Reform des Staatssektors, Um­

welt, WTO-Beitritt sowie Regierungs­

stil. (BBC Monitoring Global News- 

line Asia Pacific Political File, 18.3.01) 

Bo Xilai hatte im Januar d.J. den 

vorherigen Provinzgouverneur Zhang 

Guogang ersetzt, der im Zusam­

menhang mit einer Korruptionsaffä­

re des Bürgermeisters der Provinz­

hauptstadt Shenyang zurückgetreten 

war. Zhang, der seit 1998 Gouverneur 

Liaonings war, wurde als Gouverneur 

der Provinz Hubei eingesetzt. (XNA, 

19.2.01)

Bo Xilai hat sich als Bürgermeister 

der Hafenstadt Dalian einen Namen 

gemacht. Die im Süden der Provinz, 

auf der Halbinsel Liaodong, gelegene 

Stadt wurde während seiner Amtszeit 

zu einer modernen, außenorientierten 

Metropole umgestaltet, die als „Tor 

nach Nordostchina“ eine überregiona­

le Bedeutung besitzt. Bo Xilai wur­

de bekannt für eine effiziente Verwal­

tung und korruptionsfreie Regierung. 

Bo Xilai, der 1949 geboren wurde, 

ist als Politiker noch relativ jung und 

kann zur technokratischen Führungs­

elite gezählt werden.

Der neue Provinzgouverneur über­

nimmt ein schweres Erbe, da die Pro­

vinz im Transformationsprozess zur 

Marktwirtschaft vor dem Abbau des 

Staatssektors steht. Da in den Staats­

unternehmen jedoch ein großer Teil 

der städtischen Arbeitskräfte konzen­

triert ist und manche Städte wie 

beispielsweise Anshan oder Benxi 

von einzelnen staatlichen Großunter­

nehmen wirtschaftlich stark abhän­

gig sind, ist die notwendige Ent­

lassung überschüssiger Arbeitskräfte 

sehr problematisch und mit vielen 

sozialen Instabilitäten verbunden. In 

diesem Zusammenhang beantwortete 

Bo Xilai auch Fragen der Journalisten 

nach den Fortschritten im Aufbau ei­

nes sozialen Sicherungssystems für die 

Provinz.

Nach Angaben von Bo Xilai hat 

die Zentralregierung entschieden, dass 

Liaoning neue Experimente mit so­

zialen Sicherungssystemen durchfüh­

ren soll. Das Parteikomitee der Pro­

vinz und die Provinzregierung wür­

den die entsprechenden Maßnahmen 

dafür einleiten. Welche Schritte dies 

im Einzelnen sind, darauf ging Bo 

Xilai zwar nicht ein, wies aber noch­

mals auf die besondere Situation Liao­

nings hin. Als einer der wichtigen alten 

Industriestandorte Chinas müsse die 

Provinz eine hohe Zahl von Arbeits­

losen verkraften. Es gebe mehr als 1 

Mio. Arbeitslose in der Provinz. Die 

Anforderungen an die soziale Absi­

cherung seien sehr groß, insbesondere 

in den Bereichen Arbeitslosenversiche­

rung, Rentenzahlungen und Absiche­

rung eines Mindestlebensunterhalts. 

Im Jahr 2000 hätten rd. 700.000 Per­

sonen Unterstützungen für den Min­

destlebensunterhalt bekommen, und 

für das laufende Jahr wird mit einer 

Zunahme dieser Personenzahl auf rd. 

1 Mio. gerechnet. Bo Xilai betonte, 

dass eine problemlose Umsetzung der 

Reform der Staatsunternehmen davon 

abhängt, die betroffenen Beschäftig­

ten und Rentner sozial abzusichern. 

Nur wenn die gesellschaftliche Stabili­

tät aufrechterhalten werden kann, sei 

auch eine Fortsetzung der Reformen 

möglich.

Auf Fragen zur Umweltproblematik in 

Liaoning wies Bo Xilai darauf hin, 

dass die Vermeidung und Kontrol­

le der Umweltverschmutzung zu einer 

wichtigen Aufgabe für die wirtschaftli­

che Entwicklung der Provinz als altem 

Industriestandort geworden sei. Auch 

die Stadt Dalian, in der Bo Xilai acht 

Jahre als Bürgermeister tätig war, ha­

be anfänglich sehr unter der Umwelt­

verschmutzung gelitten. Nach sieben 

bis acht Jahren der Bemühungen um 

eine Verbesserung, so Bo Xilai, könne 

die Stadt nunmehr in Bezug auf die 

Umwelt große Fortschritte aufweisen. 

Diese Erfahrung habe das Vertrauen 

verstärkt, dass bei einem gemeinsa­

men Vorgehen, der richtigen Ausrich­

tung der Politik und ihrer stetigen 

Verfolgung über mehrere Jahre selbst 

bei starker Umweltverschmutzung zu 

Beginn die Umweltbedingungen einer 

Region stark verbessert werden könn­

ten. Die Provinz habe eine Reihe von 

konkreten Maßnahmen für den Um­

weltschutz aufgestellt, die gleichzeitig 

mit der Belebung des alten Indust­

riestandorts, umgesetzt würden. Da­

zu gehöre beispielsweise auch die Auf­

forstung. Im 9. Fünfjahresplan (1996- 

2000) seien rd. 1,5 Mrd. Bäume in 

Liaoning angepflanzt worden, im Ver­

lauf des 10. Fünfjahresplanes (2001- 

2005) sollten sogar 2,8 Mrd. Bäume 

angepflanzt werden. Außerdem sei ein 

Verbot zum Fällen von Wäldern erlas­

sen worden, die nicht forstwirtschaft­

lich genutzt werden.

Bo Xilai ging auch auf die Frage der 

Journalisten ein, in welchem Maße die 

Provinz vom anstehenden WTO-Bei­

tritt betroffen sein wird. So würde 

Liaoning sich vielen Herausforderun­

gen gegenübersehen, aber auch neue 

Chancen erhalten. Im Hinblick auf 

den WTO-Beitritt sei einerseits die 

Beschleunigung der technologischen 

Modernisierung der alten Unterneh­

men notwendig. Andererseits müssten 

neue Märkte im Ausland für Textili­

en, Bekleidung und andere Produkt­

bereiche erschlossen werden. Es gebe 

inzwischen mehrere Tausend Unter­

nehmen mit Auslandskapital in Liao­

ning, und viele Liaoninger Unterneh­

men hätten Gemeinschaftsunterneh­

men mit ausländischen Unternehmen 

gegründet. Diese neuen Unternehmen 

würden durchaus in der Lage sein, 

in einem gewissen Maße den Risi­

ken standzuhalten. Bisher konzentrie­

re sich der Zufluss von Auslandska­

pital auf die Städte Dalian sowie auf 

die Provinzhauptstadt Shenyang. Zu­

künftig sollten sich noch mehr Städte 

außenwirtschaftlich orientieren, insbe­

sondere Anshan, Dandong, Yingkou, 

Fushun und Benxi. Noch im März und 

April würden Delegationen aus Liao­

ning nach Japan und Südkorea reisen, 

um eine engere wirtschaftliche Koope­

ration zu diskutieren.

Auf die Frage nach dem politischen 

Führungsstil antwortete Bo Xilai, dass 

es für die Belebung der Provinz zuerst 

notwendig sei, dass die Verwaltungsor­

gane und führenden politischen Ebe­

nen aktiv würden und sich gewissen­

haft und ehrlich um die staatlichen 

Aufgaben bemühten. Bei der Entwick­

lung und Belebung einer Region kom­

me es im Wesentlichen darauf an, dass 

das Führungspersonal ein gutes Bei­

spiel biete und das richtige Verständ- 

nis/Bewusstsein mitbringe. Nach wel­

chen Kriterien die Einstellung und der 

Aufstieg der Beschäftigten im öffent­

lichen Dienst erfolge, sei von heraus­

ragender Bedeutung für das gute An­

sehen einer Regierung. Ein öffentli­

cher Bediensteter gelte als gewissen­

haft, ehrlich und innovativ, wenn er 

gute Arbeit mache und nicht korrupt 

sei. Um dieses Ziel zu erreichen, sei ei­



CHINA aktuell - 267 - März 2001

ne Vorgabe von Regeln und Systemen 

und ihre strikte Umsetzung erforder­

lich. Die leitenden Funktionäre müss­

ten dabei die Führung übernehmen 

und als gutes Beispiel vorangehen. 

Dies entspreche Jiang Zemins Forde­

rung, sich gegen Bürokratismus und 

Formalismus einzusetzen. Die leiten­

den Funktionäre müssten an der vor­

dersten Front agieren und nicht als 

Verwalter. Sie sollten Widersprüche 

sofort auflösen und gute Arbeit leis­

ten. Weiterhin müsste die Kontrolle 

verstärkt werden, und es müssten kor­

rupte Elemente ohne Nachgiebigkeit 

resolut verfolgt werden.

Der neue Provinzgouverneur Bo Xilai 

hat an vielen Fronten zu kämpfen, wo­

bei die wirtschaftlichen Herausforde­

rungen wohl die größten sind. Im letz­

ten Jahr allerdings konnte auch Liao- 

ning von der Erholung der Staatsun­

ternehmen profitieren. Insgesamt lag 

das Wachstum des BIP in der Pro­

vinz mit 8,9% über dem landeswei­

ten Durchschnitt von 8%. Liaoning 

ist weniger agrarisch strukturiert, und 

der Anteil des Agrarsektors am BIP 

liegt bei nur noch 10,9%. Im Ver­

gleich zum Vorjahr ging die agrari­

sche Wertschöpfung um 0,8% zurück. 

Der Sekundärsektor (Industrie und 

Bausektor) verzeichnete eine Zunah­

me der Wertschöpfung um 9,9% und 

trug mit 49,4% zum BIP des Jahres 

2000 bei. Der Dienstleistungssektor 

nimmt bereits mit einem Anteil von 

39,7% im letzten Jahr eine weitaus 

größere Bedeutung als im landeswei­

ten Durchschnitt ein. Die Zunahme 

der Wertschöpfung im tertiären Sek­

tor lag bei 10,6%. (XNA, 12.3.01) 

Vor allem im Ausbau des Dienstleis­

tungssektors sieht der neue Provinz­

gouverneur große Beschäftigungspo­

tenziale. Neben den derzeit 1,06 Mio. 

Arbeitslosen würden Bo zufolge jedes 

Jahr rd. 260.000 neu auf den Arbeits­

markt in den Städten drängen. Wei­

terhin gebe es noch rd. 2 Mio. über­

schüssiger Arbeitskräfte in den länd­

lichen Gebieten, die in den nächsten 

Jahren auf der Suche nach Arbeit in 

die Städte strömen würden. (XNA, 

12.2.01)

Im Industriesektor konnte die Provinz 

im letzten Jahr ein Wachstum von 

9,9% verzeichnen, wobei die staatsei­

genen Unternehmen und nichtstaat­

lichen Unternehmen mit einem Um­

satz von über 5 Mio. Yuan eine Zu­

wachsrate von 16,7% erreichten. Die 

staatseigenen Unternehmen sowie die 

staatlichen Holdingunternehmen wie­

sen eine Wachstumsrate von 14,5% 

und die nichtstaatlichen Unternehmen 

von 20% auf. (XNA, 12.3.01)

Zum hohen Wachstum der Provinz­

wirtschaft trugen die Investitionen 

bei, die im letzten Jahr um 13,2% zu­

nahmen, und vor allem die Expansion 

des Außenhandels. So belief sich das 

gesamte Außenhandelsvolumen auf 19 

Mrd. US$ und stieg um 38,5%. Die Ex­

porte betrugen 10,85 Mrd. US$ und 

erhöhten sich um 32,3%, während die 

Importe einen Wert von 8,2 Mrd. US$ 

erreichten und um 47,8% zunahmen. 

(XNA, 12.3.01) Auch der private Kon­

sum stieg wieder an. Der Einzelhan­

delsumsatz für Konsumgüter verzeich­

nete einen Zuwachs um 8,9% gegen­

über 1999. (XNA, 12.3.01) Die stärke­

re Urbanisierung Liaonings gegenüber 

anderen Provinzen hat sich hierbei po­

sitiv ausgewirkt. Das verfügbare Pro- 

Kopf-Einkommen der Städter in Liao­

ning lag im letzten Jahr bei 5.357,8 

Yuan, ein Anstieg um 9,4% gegenüber

1999. Das Pro-Kopf-Nettoeinkommen 

der Bauern ging im letzten Jahr um 

5,8% zurück und belief sich auf 2.355,6 

Yuan. (XNA, 12.3.01)

Um als Investitionsstandort für in- 

und ausländische Unternehmen be­

kannt zu werden, sind eine Reihe von 

Delegationsreisen und Ausstellungen 

geplant. Neben den bereits erwähnten 

Reisen nach Japan und Südkorea sind 

Delegationsbesuche in Europa und in 

den USA vorgesehen. Außerdem wird 

die Provinzhauptstadt eine Ausstel­

lung ihrer Industrieprodukte in Nan- 

chang, Hauptstadt der Provinz Jiang- 

xi, im Mai d.J. durchführen. Wei­

tere Ausstellungen sind in Xinjiang 

und Hubei geplant. Mehrere Städte 

Liaonings haben inzwischen für Inves­

toren aus anderen Provinzen diesel­

ben Vergünstigungen eingeräumt wie 

für Unternehmen aus dem Ausland. 

(XNA, 26.3.01) -schü-

29 Steuern sollen willkürliche

Gebührenerhebung in länd­

lichen Gebieten ersetzen

Um gegen die Belastung der Bauern 

mit hohen und oftmals willkürlich von 

den Lokalregierungen erhobenen Ge­

bühren vorzugehen, wurde in einigen

Provinzen im letzten Jahr mit dem Er­

satz der Gebühren durch Steuern be­

gonnen. Mitte Februar d.J. fand in der 

Provinz Anhui eine nationale Konfe­

renz zu den Experimenten mit dieser 

Reform statt. Auf der Konferenz er­

läuterte Wen Jiabao, Mitglied des Po­

litbüros und stellvertretender Minister 

im Staatsrat, den Stand der Reform.

Wen wies darauf hin, dass bereits seit 

dem letzten Jahr einige Kreise und 

Städte in der Provinz Anhui (u.a. in 

Feidong, Lujiang, Dingyuan, Hexian, 

Jinzhai und Quanjiao) und in ande­

ren Provinzen und Autonomen Re­

gionen auf einer versuchsweisen Ba­

sis mit der Reform begonnen hätten. 

Zu den positiven Ergebnissen zählte 

Wen, dass die finanzielle Belastung 

der Bauern in einem erheblichen Ma­

ße reduziert werden und die willkür­

liche Erhebung von Gebühren, Buß­

geldern und ungerechtfertigten finan­

ziellen Abgaben wirksam beschränkt 

werden konnte. Weiterhin hätten die 

Distributionsbeziehungen in den länd­

lichen Gebieten geklärt werden kön­

nen, und die Steuerreform in den Ge­

meinden habe Fortschritte gemacht. 

Dass sich die Dorfbewohner stärker an 

den Dorfangelegenheiten beteiligten, 

trage zur Entwicklung demokratischer 

Strukturen auf der untersten Ebene in 

den ländliche Gebieten bei. Die Or­

ganisationsreform auf der Gemeinde- 

und Stadtebene und strukturelle An­

passungen im Bereich der ländlichen 

Bildung hätten die übergeordneten 

Strukturen im ländlichen Raum ver­

bessert. Eine Folge der Reform sei 

auch gewesen, dass sich die Beziehun­

gen zwischen der Partei und der Be­

völkerung bzw. zwischen den Kadern 

und den Massen verbessert haben und 

dass dadurch die soziale Stabilität auf 

dem Lande gefördert worden sei. Au­

ßerdem umschließe die Reformpolitik 

die von Jiang Zemin vorgebrachten 

Denkgrundsätze der „drei Repräsen­

tationen.“ Durch die Experimente in 

Anhui und in anderen Regionen mit 

der Reform, die willkürliche Gebühren 

durch Steuern ersetzt, hätten vielfäl­

tige Erfahrungen für die landesweite 

Umsetzung gewonnen werden können. 

Wen wies darauf hin, dass die Bauern 

nach der Umsetzung der Reform Steu­

ern auf der Grundlage von entspre­

chenden Bestimmungen bezahlen und 

dass die (Lokal)Regierung nur nach 

gesetzlichen Vorschriften Steuern er­
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heben darf. Die Rechte bzw. Pflichten 

beider Seiten wären klar definiert wor­

den. Lokale Behörden dürften nicht 

mehr willkürlich ohne rechtliche Basis 

Gebühren erheben und dabei irgend­

welche Vorwände benutzen.

Aufgrund der regional sehr unter­

schiedlichen Situation könnten die 

Parteikomitees und Regierungen auf 

Provinzebene Wen zufolge selbst ent­

scheiden, ob sie die Reform in die­

sem Jahr erst in bestimmten Regio­

nen oder in der gesamten Provinz bzw. 

Autonomen Region umsetzen woll­

ten. Voraussetzung für die Umsetzung 

der Reform sei jedoch, dass die da­

mit verbundenen Politikmaßnahmen 

ebenfalls durchgeführt würden. Hier­

zu gehörten die Reformen in der Or­

ganisation der Lokalregierungen, des 

Finanzsystems und der ländlichen Bil­

dung. Lokalregierungen der Gemein­

den und Städten sollten sich aus der 

Leitung von Produktion sowie aus 

der Anbau- und Ernteorganisation zu­

rückziehen und sich stattdessen auf 

die Durchführung von Politikmaßnah­

men, Umsetzung von gesetzlichen Be­

stimmungen, und auf die Bereitstel­

lung von öffentlichen Dienstleistungen 

konzentrieren.

In Bezug auf das ländliche Bildungs­

system forderte Wen, die Qualität der 

Lehrer zu verbessern, mehr Mittel für 

die Bildung und für die Umsetzung 

des Pflichtschulbesuchs bereitzustel­

len und insgesamt ein System aufzu­

bauen, dass einen bestimmten Mittel­

zufluss für Bildungsaufgaben garan­

tiert. Dies sei eine begleitende Poli­

tik, um die Reform der Umwandlung 

von Gebühren in Steuern durchzuset­

zen. Gleichzeitig sollte Wen zufolge 

das System von Transferzahlungen für 

Gemeinderegierungen und Dörfer mit 

unzureichenden Finanzmitteln verbes­

sert werden.

Da der Ersatz von Gebühren durch 

Steuern eine sehr komplizierte und 

weit reichende Reform sei, kann sie 

Wen zufolge nicht über Nacht erreicht 

werden. Die Parteikomitees und Lo­

kalregierungen der verschiedenen Ebe­

nen müssten die Komplexität der Re­

formen gut verstehen und ihre Füh­

rungsfunktion bei der Umsetzung der 

Reform verstärken. Dazu zähle, 1. 

dass die leitenden Partei- und Regie­

rungsorganisationen persönlich für die 

Umsetzung der Reform, ihren Erfolg 

bzw. Misserfolg verantwortlich sei­

en; 2. dass Untersuchungen und Plä­

ne für die Umsetzung der Reformen 

durchgeführt werden müssten; 3. dass 

die Funktionäre und die Bevölkerung 

mit den entsprechenden Dokumenten 

der Zentralregierung vertraut gemacht 

werden müssten; 4. dass die Kontrolle 

über die Umsetzung der Politik ver­

stärkt würde; 5. dass die betroffenen 

Ministerien/Abteilungen eng zusam­

menarbeiteten und sich abstimmten in 

ihrem Vorgehen und 6. dass die politi­

sche Führung auf der untersten Ebene 

ihre Anleitungsfunktion verstärkt, um 

den Erfolg der Reform sicherzustel­

len. (BBC Monitoring Global News- 

line Asia Pacific Political File, 21.2.01) 

Der Reform, die Gebühren durch 

Steuern ersetzt, wird eine sehr positi­

ve Wirkung zugeschrieben. Minister­

präsident Zhu Rongji zählt die Re­

form zu den wichtigsten Reformmaß­

nahmen, die die Regierung in diesem 

Jahr umsetzen will. Wenn die Re­

form erfolgreich durchgesetzt sei, dann 

würde China eine gesunde landwirt­

schaftliche Basis haben, stabile ländli­

che Regionen und eine bessere Grund­

lage für die Entwicklung der gesam­

ten Wirtschaft. (XNA, 29.3.01) Chen 

Xiwen, oberster Berater für ländli­

che Politik der Zentralregierung, geht 

davon aus, dass die Reform zu ei­

ner neuen Runde tiefgreifender Ver­

änderungen in den ländlichen Gebie­

ten führen wird, vergleichbar mit der 

Einführung des Haushaltsvertragssys­

tems (das die kollektiven Produkti­

onsgruppen durch ländliche Haushalte 

als verantwortliche Ebene der Produk­

tion und Distribution ersetzte). Bei 

einer Umsetzung der Reform, so ein 

Bericht der Nachrichtenagentur Xin­

hua, würden die chinesischen Bauern 

rd. 50 Mrd. Yuan an Steuern bezah­

len ohne sonstige Gebühren. Dies sei 

weitaus weniger verglichen mit dem 

bisher erhobenen 30 Mrd. Yuan an 

Steuern sowie rd. 60 Mrd. Yuan an Ge­

bühren, die von Verwaltungen auf der 

Dorfebene erhoben wurden, sowie der 

rd. 30 Mrd. Yuan willkürlich von Lo­

kalbehörden unter verschiedenen Vor­

wänden verlangten Gebühren. (XNA, 

29.3.01)

Die Reform wird für die einzelnen 

Bauernhaushalte eine große Entlas­

tung darstellen, wie ein Beispiel aus 

der Provinz Anhui zeigt. Für einen 

fünfköpfigen Haushalt, der bisher 653

Yuan an Gebühren bezahlt hat, wür­

den nach Umsetzung der Reform nur 

noch 479 Yuan an Steuern zu zah­

len sein. In Anhui wurden im letzten 

Jahr rd. 50 verschiedene Gebühren wie 

beispielsweise für das Schlachten von 

Schweinen oder für den Bau von Stra­

ßen, etc. abgeschafft, sodass die Bau­

ern 31% weniger Steuern und Gebüh­

ren bezahlen. (XNA, 29.3.01)

Die Reform soll bis Ende 2002 lan­

desweit umgesetzt sein. Um die Qua­

lität der ländlichen Bildung zu sichern 

und ausreichend Mittel hierfür bereit­

zustellen, will die Zentralregierung 20- 

30 Mrd. Yuan an Subventionen bereit­

stellen. (XNA, 29.3.01)

Die oben beschriebene Reform war 

auch Gegenstand der Diskussion auf 

dem letzten NVK und ging ebenfalls 

in den 10. Fünfjahresplan ein. Auf 

dem NVK wiesen beispielsweise eini­

ge Abgeordnete auf das Problem hin, 

dass die Bauern eine zu starke finan­

zielle Belastung durch Gebühren ha­

ben und deshalb kaum Anreize zum 

Ackerbau hätten. Ein Abgeordneter 

aus Hubei berichtete, dass die Bau­

ern einen Teil des Landes nicht mehr 

bebauten, da die von den Bauern ver­

langten Steuern und Gebühren auf der 

Grundlage der Anbaufläche erhoben 

wurden. Je mehr Land die Bauern an­

bauten, desto mehr Abgaben müss­

ten sie entrichten. Ein anderer NVK- 

Abgeordneter aus der Provinz beklag­

te die geringe Bereitschaft, Dorffunk­

tionär zu werden, da es so schwie­

rig sei, Abgaben für kollektive Zwecke 

einzutreiben. Die Folge dieser Ent­

wicklung sei eine Schwächung der po­

litischen Basis auf dem Lande. (BBC 

Monitoring Global Newsline Asia Pa­

cific Economic File, 4.3.01) -schü-

30 Private Wohnungskäufer do­

minieren den Immobilien­

markt

Nach Angaben des Staatlichen Statis­

tikamtes hat sich die Zusammenset­

zung der Käufer von Wohnungseigen­

tum in den letzten Jahren drastisch 

verändert. Während in den vergange­

nen Jahren Institutionen die wichtigs­

ten Käufer waren, entfielen im Jahr 

2000 auf private Käufer 84,9% des ge­

samten Verkaufsvolumens von 295,4 

Mrd. Yuan.
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Lokalen Statistiken nach waren pri­

vate Käufer dominant bei den Woh­

nungskäufen in Tianjin (98,5%), in 

Chongqing (96%), Shanghai (95%) 

und Beijing (87%). Immobiliengesell­

schaften mussten sich auf die ver­

änderte Nachfragerstruktur einstellen 

und mehr marktorientierte Strategi­

en verfolgen. Auch Appartements mit 

relativ niedrigen Preisen werden in­

zwischen angeboten. Weiterhin haben 

die Banken an die neue Käufergruppe 

Bankkredite für den Kauf von Woh­

nungseigentum vergeben.

Shanghai war die erste Stadt, in der 

Banken Kredite für den privaten Kauf 

von Wohnungseigentum vergeben ha­

ben. Das Volumen solcher seit 1991 

vergebener Kredite beläuft sich auf 

25 Mrd. Yuan. Für das laufende Jahr 

wird mit einem Kreditvolumen von 

rd. 9 Mrd. Yuan für private Woh­

nungskäufe gerechnet. (XNA, 18.3.01) 

-schü-

31 Ausweitung der Einkom­

mensdisparitäten

Einem Bericht der Xinhua Nach­

richtenagentur zufolge war die Aus­

weitung der Einkommensunterschiede 

ebenfalls Gegenstand der Diskussion 

während der NVK-Tagung. So forder­

ten Abgeordnete, dass eine weitere Po­

larisierung der Einkommensverteilung 

durch eine Verbesserung im System 

der Einkommensverteilung vermieden 

werden sollte. In seinem Bericht zum 

10. Fünfjahresplan vor dem NVK ha­

be auch Zhu Rongji die Verlangsa­

mung des Einkommenswachstums von 

Bauern und bestimmten Gruppen in 

der städtischen Bevölkerung sowie die 

Verschärfung der Einkommensdispa­

ritäten als wesentliche Probleme der 

wirtschaftlichen und sozialen Entwick­

lung Chinas bezeichnet. Nach Ein­

schätzung von Jin Renqing, NVK-Ab- 

geordneter und Direktor der Nationa­

len Steuerbehörde, müsste das Prob­

lem der Einkommensdisparitäten ge­

löst werden, da es die soziale Stabilität 

und die wirtschaftliche Entwicklung 

negativ beeinflusse. Bei einer sehr irra­

tionalen Einkommensverteilung könne 

kaum mit einer Erhöhung des Kon­

sums gerechnet werden.

Untersuchungen zur Einkommensver­

teilung, die von der Xinhua Nachrich­

tenagentur genannt werden, zeigten 

eine Erhöhung des Gini-Koeffizienten 

auf 0,458. Dieser Wert liege höher 

als der international als Warngren­

ze für eine ungerechte Verteilung er­

rechnete Koeffizient von 0,4. Ein Si- 

chuaner NVK-Abgeordneter wies da­

rauf hin, dass sich die derzeitigen Ein­

kommensdisparitäten als Unterschiede 

im Einkommen zwischen städtischen 

und ländlichen Gebieten, zwischen Re­

gionen und zwischen Sektoren nieder­

schlagen. Beispielsweise sei der durch­

schnittliche Lohn eines Arbeiters in 

der Provinz Sichuan niedriger als 

6.000 Yuan, während beispielsweise in 

den östlichen Küstenprovinzen Löhne 

bereits bei rd. 20.000 Yuan liegen wür­

den.

Eine Untersuchung des Staatlichen 

Statistikamtes in 40.000 städtischen 

Haushalten im Jahr 2000 zeigte, dass 

auf die 20% der Haushalte mit dem 

höchsten Einkommen 42,5% der Ver­

mögen entfielen. Weiterhin sei der An­

stieg der Pro-Kopf-Einkommen der 

ländlichen Bevölkerung in den letz­

ten Jahren weitaus geringer als der 

Anstieg der Einkommen der städti­

schen Bevölkerung, die Disparitäten 

zwischen den ländlichen und städti­

schen Einkommen hätten sich erhöht.

Zu den Maßnahmen, um eine stär­

ker ausgeglichene Einkommensvertei­

lung zu erreichen, zählt auch eine 

differenzierte Erhebung von Einkom­

menssteuern. Das derzeitige Einkom­

menssteuersystem ist Jin Renqing zu­

folge zu Beginn der 80er Jahre ent­

wickelt worden und basiere auf der Be­

steuerung von Löhnen und Gehältern 

oder einem bestimmten Haupteinkom- 

men. Zukünftig soll sich jedoch die 

Steuererhebung auch auf alle Einkom­

mensarten außerhalb der Löhne und 

Gehälter erstrecken. (BBC Monitoring 

Global Newsline Asia Pacific Political 

File, 10.3.01) -schü-

SVR Hongkong

32 Visafreiheit in 15 europäi­

schen Ländern, doch nicht in 

Japan

Die 13 Mitgliedstaaten der Europäi­

schen Union werden den Einwohnern

Hongkongs, die im Besitz eines Reise­

passes der SVR Hongkong sind, be­

ginnend mit Ende April oder An­

fang Mai einen visafreien Aufenthalt 

von maximal drei Monaten gewäh­

ren. Für Reisen nach Island und Nor­

wegen - beide Unterzeichnerstaaten 

des Schengen-Abkommens von 1997 

- wird seit dem 25. März kein Vi­

sum mehr benötigt. Großbritannien 

und die Republik Irland fordern schon 

seit Längerem kein Einreisevisum für 

Bürger Hongkongs. Die nun getroffene 

Regelung wird auch auf legale Einwoh­

ner Macaus Anwendung finden.

Die europäischen Staaten hatten sich 

mit der Gewährung der Visafreiheit 

schwer getan, weil sie fürchten, es 

könnten auf diese Weise größere Zah­

len von Migranten illegal mit Hilfe ge­

fälschter Hongkonger Pässe nach Eu­

ropa gelangen. Ein Abkommen über 

die Rückführung illegaler Immigran­

ten besteht bislang lediglich zwischen 

der SVR Hongkong und Deutschland. 

Es war im November 2000 unterzeich­

net worden und als Beleg für die kon­

struktive Zusammenarbeit der Bun­

desrepublik und Hongkongs in der Be­

kämpfung von illegaler Migration und 

Menschenschmuggel bewertet worden. 

(Vgl. C.a., 2000/11, Ü 39)

Nach Angaben des schwedischen Ge­

neralkonsuls in Hongkong, Peter Eke- 

lund, der derzeit auch die konsula­

rische Vertretung der Europäischen 

Union in der SVR innehat, werde 

auch die EU darauf drängen, ein allge­

meines Rückführungsabkommen nach 

dem deutschen Vorbild mit der SVR 

zu schließen.

Während Regierungschef Tung Chee- 

hwa den Schritt der europäischen Län­

der als „Vertrauensvotum der EU für 

das Arrangement ’Ein Land, zwei Sys­

teme’“ wertete, zeigte man ihm auf sei­

nem viertägigen Besuch in Japan in 

dieser Frage die kalte Schulter. Zwar 

ist Japanern ein visumsfreier neunzig­

tägiger Aufenthalt in der SVR Hong­

kong gestattet. Hongkong hofft bis­

lang jedoch vergeblich auf ein entspre­

chendes Entgegenkommen Japans. Of­

fiziell heißt es in Japan lapidar, die 

Einführung der Visafreiheit für Bür­

ger Hongkongs „gestalte sich aufgrund 

diverser Probleme schwierig“.

Auch in Japan bestehen Befürchtun­

gen, eine derartige Reiseerleichterung 

könnte den Zustrom illegaler Migran-




